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betreffend Ehescheidung (Fristerstreckung / Fristwiederherstellung)

Beschwerde gegen eine Verfügung des Einzelgerichts am Bezirksgericht 
Horgen vom 29. Mai 2026 (FE250130-F)
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Erwägungen:

1. Der Beklagte und Beschwerdeführer (fortan Beklagter) und die Klägerin und 

Beschwerdegegnerin (fortan Klägerin) stehen sich seit dem 1. Juli 2025 in einem 

Scheidungsverfahren gegenüber (Urk. 6/1). Mit Verfügung vom 18. März 2026 

setzte die Vorinstanz dem Beklagten unter anderem eine Frist von 40 Tagen zur 

Einreichung einer schriftlichen Stellungnahme in der Hauptsache an (Urk. 6/43). 

Diese Verfügung wurde dem Beklagten am 2. April 2026 zugestellt (Urk. 6/45/3). 

Mit Eingabe vom 22. Mai 2026 (Poststempel 26. Mai 2026) stellte der Beklagte ein 

Gesuch um Fristerstreckung, eventualiter um Fristwiederherstellung bzw. um An-

setzung einer Nachfrist zur Einreichung seiner Stellungnahme in der Hauptsache 

(Urk. 6/62). Mit Verfügung vom 29. Mai 2026 wies die Vorinstanz sowohl das Fris-

terstreckungs- als auch das Fristwiederherstellungsgesuch ab (Urk. 6/63 = Urk. 2). 

Diese Verfügung wurde dem Beklagten am 1. Juni 2026 zugestellt (Urk. 6/64/1). 

2.

2.1. Dagegen erhob der Beklagte mit Eingabe vom 8. Juni 2026 (Datum Poststem-

pel: 10. Juni 2026) rechtzeitig (vgl. Art. 321 Abs. 2 ZPO und Urk. 1) Beschwerde 

mit folgenden Beschwerdeanträgen (Urk. 1 S. 1):

"1. Die Verfügung des Bezirksgerichts Horgen vom 29. Mai 2026 sei 
in den Dispositiv-Ziffern 1 und 2 aufzuheben. 

 2. Es sei mein Fristwiederherstellungsgesuch gutzuheissen und mir 
zur Einreichung einer schriftlichen Stellungnahme eine neue ange-
messene Frist von 20 Tagen, eventualiter von 10 Tagen, anzuset-
zen. 

 3. Eventualiter sei das Bezirksgericht Horgen anzuweisen, meine in-
zwischen erstellte schriftliche Stellungnahme vom 8. Juni 2026 
samt Beilagen zu den Akten zu nehmen und vor einem Entscheid 
über vorsorgliche Massnahmen vollständig zu berücksichtigen. 

 4. Subeventualiter sei die Sache zur neuen Beurteilung an das Be-
zirksgericht Horgen zurückzuweisen, unter Ansetzung einer kurzen 
Nachfrist zur Einreichung ergänzender ärztlicher bzw. gesundheit-
licher Belege, soweit das Gericht solche Belege als erforderlich er-
achtet. 

 5. Es sei vorsorglich anzuordnen, dass aus der verpassten bzw. be-
strittenen Frist bis zum Entscheid über diese Beschwerde keine 
prozessualen Nachteile zu meinen Lasten abgeleitet werden und 
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dass meine Stellungnahme einstweilen zu den Akten genommen 
wird. 

 6. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten der Staats-
kasse, eventualiter nach Ermessen des Gerichts. "

2.2. Die vorinstanzlichen Akten wurden beigezogen (Urk. 6/1-71). Da der Be-

schwerde – wie nachfolgend aufgezeigt wird – offensichtlich kein Erfolg beschieden 

ist, kann auf weitere Prozesshandlungen verzichtet werden (Art. 322 Abs. 1 ZPO). 

Das Verfahren erweist sich als spruchreif. 

2.3. Auf die Vorbringen des Beklagten ist nachfolgend nur insoweit einzugehen, 

als dies für die Entscheidfindung notwendig ist. 

3.

3.1. Die angefochtene Verfügung ist prozessleitender Natur. Gegen prozesslei-

tende Verfügungen ist die Beschwerde – von den hier nicht einschlägigen, im Ge-

setz explizit vorgesehenen Fällen (Art. 319 lit. b Ziff. 1 ZPO) abgesehen – nur zu-

lässig, wenn durch sie der beschwerdeführenden Partei ein nicht leicht wiedergut-

zumachender Nachteil droht (Art. 319 lit. b Ziff. 2 ZPO). Ein solcher Nachteil ist 

ohne Weiteres anzunehmen, wenn er auch durch einen für den Ansprecher güns-

tigen Endentscheid nicht mehr beseitigt werden kann. Indes ist bei der Annahme 

eines drohenden, nicht leicht wiedergutzumachenden Nachteils grundsätzlich Zu-

rückhaltung angebracht. Der Gesetzgeber hat die selbstständige Anfechtung ge-

wöhnlicher prozessleitender Entscheide absichtlich erschwert, denn der Gang des 

Prozesses sollte nicht unnötig verzögert werden (Botschaft ZPO, BBl 2006, 7221 

ff., 7377). Nach der Rechtsprechung begründet eine Gehörsverletzung als solche 

in der Regel keinen nicht leicht wiedergutzumachenden Nachteil im Sinne von Art. 

319 lit. b Ziff. 2 ZPO, da sie mit dem ordentlichen Rechtsmittel gegen den Endent-

scheid – welches sowohl unrichtige Rechtsanwendung als auch unrichtige Sach-

verhaltsfeststellung erfasst und im Erfolgsfall zur Rückweisung führt – gerügt wer-

den kann (BGer 5A_85/2014 vom 24. Februar 2014 E. 2.2.2; OGer ZH RB200006 

vom 6. März 2020 E. 2.3; OGer ZH PF190024 vom 21. Juni 2019 E. III/4). Die 

betroffene Partei trägt die Beweislast für einen solchen Nachteil, sofern die Gefahr 
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nicht offenkundig ist (BK ZPO-Kistler, Art. 319 N 25). Fehlt diese Rechtsmittelvor-

aussetzung, ist auf die Beschwerde nicht einzutreten.

3.2. Der Beklagte macht geltend, ihm drohe ein nicht leicht wiedergutzumachender 

Nachteil, sollte seine schriftliche Stellungnahme nicht zugelassen bzw. nicht be-

rücksichtigt werden. Ohne diese bestehe die Gefahr einer einseitigen und unvoll-

ständigen Sachverhaltswürdigung. Dies betreffe insbesondere die bestehende Be-

treuungsregelung, die soziale Einbettung von C._____ in D._____, den bevorste-

henden Kindergarteneintritt, die familiären Bindungen sowie die praktische Betreu-

ungssituation (Urk. 1 S. 2). Weiter könne die von der Vorinstanz in der Verfügung 

erwähnte Möglichkeit, sich an der Hauptverhandlung vollumfänglich zur Sache zu 

äussern, die schriftliche Stellungnahme samt Beilagen nicht ersetzen; eine spätere 

mündliche Äusserung könne die Nichtberücksichtigung einer vorbereiteten schrift-

lichen Stellungnahme nicht ohne Weiteres heilen (Urk. 1 S. 2). 

3.3. Die Vorinstanz wies sowohl das Fristerstreckungs- als auch das Fristwieder-

herstellungsgesuch ab, mit der Begründung, die Eingabe sei verspätet erfolgt bzw. 

der geltend gemachte Hinderungsgrund sei nicht rechtsgenüglich dargetan (Urk. 

6/63 = Urk. 2 S. 2 f.). 

3.4. Die vom Beklagten gerügte Nichtzulassung seiner schriftlichen Stellung-

nahme zur Hauptsache ist der Sache nach eine Rüge einer Verletzung des rechtli-

chen Gehörs. Der Hinweis der Vorinstanz auf die Möglichkeit, sich an der Haupt-

verhandlung vollumfänglich zur Sache äussern zu können, heilt eine allfällige Ver-

letzung des rechtlichen Gehörs des Beklagten vollständig, zumal, soweit Kinderbe-

lange betroffen sind, ohnehin die Untersuchungs- und Offizialmaxime gilt (Art. 296 

Abs. 1 und 3 ZPO) und diesbezüglich Tatsachen und Beweismittel bis zur Urteils-

beratung vorgebracht werden können (BGE 144 III 349 E. 4.2.1), sodass die münd-

liche Äusserung prozessual voll wirksam ist. 

3.5. Der Beklagte legt nicht dar, dass ihm die Substantiierung seines Standpunk-

tes endgültig verunmöglicht würde, sondern beschränkt sich auf die pauschale Be-

fürchtung einer einseitigen Sachverhaltswürdigung, was der Substantiierungs-

pflicht nicht genügt. Der geltend gemachte Nachteil kann ohne Weiteres an der 
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Hauptverhandlung bzw. nötigenfalls mit der Berufung gegen den Endentscheid be-

hoben werden. Der Beklagte wird wohl auch – so er dies möchte – seine Stellung-

nahme im Rahmen der Hauptverhandlung vortragen bzw. die von ihm zusammen-

getragenen Unterlagen einreichen können. Auf die Beschwerde betreffend die Fris-

terstreckung und Fristwiederherstellung ist somit mangels drohenden, nicht leicht 

wiedergutzumachenden Nachteils nicht einzutreten. 

4.

4.1. Neue Anträge, neue Tatsachenbehauptungen und neue Beweismittel sind im 

Beschwerdeverfahren ausgeschlossen (Art. 326 Abs. 2 ZPO). Der Beklagte er-

suchte vor Vorinstanz (lediglich) um eine Erstreckung der Frist zur schriftlichen Stel-

lungnahme in der Hauptsache um 40 Tage bzw. deren Wiederherstellung (Urk. 

4/2). Die Beschwerdeanträge Ziff. 3 bis 5 verlangen die Berücksichtigung der 

schriftlichen Stellungnahme vom 8. Juni 2026 im Rahmen der vorsorglichen Mass-

nahmen, eine Nachfrist für eine Nachreichung von Belegen; im Weiteren stellt der 

Beklagte einen vorsorglichen Antrag betreffend keine prozessualen Nachteile (Urk. 

1 S. 1). Bei diesen Anträgen handelt es sich um im Beschwerdeverfahren unzuläs-

sige neue Anträge, welche im vorinstanzlichen Verfahren nicht beantragt wurden, 

und auf die deshalb nicht einzutreten ist.

5.

5.1. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr ist gestützt auf § 2 Abs. 1, § 5 Abs. 1, 

§ 6 Abs. 1, § 10 Abs. 1 sowie § 12 Abs. 1 und 2 GebV OG auf Fr. 1'000.– festzu-

setzen und ausgangsgemäss dem Beklagten aufzuerlegen (Art. 106 Abs. 1 ZPO).

5.2. Parteientschädigungen sind für das Beschwerdeverfahren keine zuzuspre-

chen: dem Beklagten infolge seines Unterliegens (Art. 106 Abs. 1 ZPO), der Kläge-

rin mangels relevanter Umtriebe (Art. 95 Abs. 3 ZPO).

Es wird beschlossen:

1. Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten. 
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2. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr wird auf Fr. 1'000.– festgesetzt.

3. Die Gerichtskosten des Beschwerdeverfahrens werden dem Beklagten auf-

erlegt.

4. Für das Beschwerdeverfahren werden keine Parteientschädigungen zuge-

sprochen.

5. Schriftliche Mitteilung an die Parteien sowie an die Vorinstanz, an die Kläge-

rin und die Vorinstanz je unter Beilage einer Kopie von Urk. 1, je gegen 

Empfangsschein.

Die erstinstanzlichen Akten gehen nach unbenütztem Ablauf der Rechtsmit-

telfrist an die Vorinstanz zurück.

6. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 

30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 

1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Be-

schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder 

Art. 113 ff. (subsidiäre Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42 

des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BGG).

Dies ist ein Zwischenentscheid im Sinne von Art. 93 BGG. 

Es handelt sich um eine nicht vermögensrechtliche Angelegenheit.

Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung.

Hinsichtlich des Fristenlaufs gelten die Art. 44 ff. BGG

Zürich, 24. Juli 2026

Obergericht des Kantons Zürich
I. Zivilkammer

Die Gerichtsschreiberin:

MLaw T. Fuchs 

versandt am:
lm


